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Einigungsverfahren bei
der Gutachtensvergabe -
offenbar noch keine
Einigkeit...
Replik zum Beitrag Weiss in HAVE 2020, 46 ff.

Soluna Girbn*

Die versicherungsmedizinischen Gutachten schaffen
es in letzter Zeit weder aus den Schlagzeilen noch
aus dem HAVE. Der Schreibende hat sich letztes Jahr
sodann neben anderen Autoren im Jusletter mit der
jüngsten IV-Revision und der lege lata sowie ferenda
der Gutachtensvergabe in den Sozialversicherungen
auseinandergesetzt.1 Marco Weiss hat ihn in diesem
Zusammenhang in seinem Beitrag zitiert. Aufgrund
dessen sowie der damaligen Erkenntnisse kann der
Schreibende die Schlussfolgerungen von Weiss zu

BGE 137 V 210 und Folgerechtsprechung im letzten
HAVE nicht teilen und sieht sich zu einigen Bemer­
kungen veranlasst.

Das Bundesgericht fällte den wegweisenden
«MEDAS-Entscheid» vor fast zehn Jahren vor dem
Hintergrund einer spürbaren Verschlechterung der
Rahmenbedingungen für die Auftragsvergabe und da­
mit der Chancen für eine durchgehende Gewährleis­
tung der Ordnungsmässigkeit und Regelhaftigkeit der
MEDAS-Begutachtungen (E. 3.4.2.5). Entsprechend
scheint es dem Schreibenden angezeigt, auch bei einer
heutigen Diskussion zur Thematik zunächst einen kur­
zen Blick auf die realen Umstände bei der Gutachtens­
vergabe zu werfen.

Die Affäre Corela, ein «revival» einer früheren Praxis
u.a. des Basler ABI, und die Tonbandaufnahme einer
PMEDA-Begutachtung, welche nahtlos zu den bereits
laufenden Strafverfahren gegen den PMEDA-Inhaber
Prof. Dr. Henning Mast sowie verschiedene Mitgut­
achter passt, sind angesichts der (altbekannten?) News
des letzten halben Jahres schon fast wieder vergessen.
Nach einer Serie von Berichterstattungen über die
auffällige Korrelation des Auftragsvolumens gewis­
ser Gutachter mit den durch sie attestierten notorisch
tiefen Arbeitsunfähigkeitsgraden2 wurde Ende letzten

’ RA MLaw, Rechtsanwalt in der Fachanwaltskanzlei für Versiche-
rungs- und Haftpflichtrecht schadenanwaelte in Zürich. Der Autor
vertritt in seiner Tätigkeit versicherte und geschädigte Personen.

’ Soluna Girön, Art. 44 E-ATSG - die Chance nutzen!, Jusletter vom
16. September 2019.

2 Z.B. Die Mittelländische Zeitung vom 25. Dezember 2019, «IV-Gutach-
ter und Bundesrat Berset kommen von der SP unter Druck» <www.
mittellaendische.ch/2019/12/25/iv-gutachter-und-bundesrat-berset-
kommen-von-der-sp-unter-druck>; Beobachter vom 6. Dezember
2019, «Keine Transparenz bei IV-Gutachten: Was hat die IV zu ver-

Jahres publik, was seit Jahren um- und bestritten war:
Das BSV macht den kantonalen IV-Stellen offenbar je
einzeln jährliche Zielvorgaben zum Rentenbestand;
wenig überraschend lautet die Vorgabe ganz überwie­
gend «senken» oder «halten oder senken»? Im Proto­
koll der folgenden Parlamentsdebatten zu diesem Um­
stand war dann zu lesen, dass in gewissen IV-Stellen
anscheinend «Ampelsysteme» bestünden, die je nach
Zusprachen von grün auf orange und dann schnell auf
rot wechseln oder dass «Kontingente» für neue Ren­
ten existieren würden, die am achten Tag des Monats
ausgeschöpft gewesen seien - weshalb in beiden Fäl­
len daraufhin keine Renten-Zusprachen mehr erfolgt
seien.4 In ähnlicher Weise ist dem Schreibenden auch
persönlich zu Ohren gekommen, dass man an gewissen
Orten Pech habe, wenn das Gesuch gegen Ende Jahr be­
arbeitet werde - wiederum, weil dann die Quote schon
ausgeschöpft sei. Diesbezüglich hat ihm eine ehema­
lige RAD-Ärztin des Weiteren unter anderem erzählt,
dass man Versicherte, wenn man sich einig gewesen
sei, dass man diesen Fall «abschiessen» müsse, gezielt
zu solchen Gutachtern geschickt habe, bei denen das
Ergebnis schon vor Auftragserteilung klar gewesen sei.

Nebenbei, aber ebenfalls passend zur Thematik, lässt
sich der Bogen zuletzt doch noch zurück zu den ein­
gangs erwähnten Instituten schlagen. Zunächst war den
Medien zu entnehmen, dass das ABI, notabene trotz
der angesprochenen Vorgeschichte immer noch das
grösste Begutachtungsinstitut, allem Anschein nach
auf Umwegen versucht, die durch BGE 137 V 210
etablierte Zufallszuweisung nach SuisseMED@P zu
unterlaufen, um einen Auftragsrückgang zu kompen­
sieren.5 Sodann äusserte sich das Bundesgericht im Ur­
teil 1 C_506/2019 vom 28. Februar 2020 in einem der
angesprochenen Strafverfahren zur Qualifikation des
Herrn Prof. Dr. von der PMEDA und kam zum Schluss,
dass dieser als beamtenähnlicher Bundesfunktionär zu
betrachten sei, weshalb die Ermächtigung zur Strafver­
folgung durch das EJPD zu erfolgen habe. Diese Fest­

bergen?» <www.beobachter.ch/geld/ahviv/keine-transparenz-bei-iv-
gutachtern-was-hat-die-iv-zu-verbergen>; Blick vom 24. November
2019, «Gutachter werden vergoldet, Dank IV: Ärzte scheffeln Milli­
onen» <www.blick.ch/news/schweiz/gutachter-werden-vergoldet-
dank-iv-aerzte-scheffeln-millionen-idl5608481 .html>, alle besucht
am 13.4.2020.

3 Tages-Anzeiger vom 21. Dezember 2019, «Berset leitet Untersuchung
gegen IV ein» <www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/bund-legt-
die-zahl-der-ivrenten-fest/story/24558929>, besucht am 13.4.2020.

4 Debatte im Ständerat vom 12. März 2020, AB 2020,164 ff. <www.par
lament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-
verhandlungen?Subjectld=48754>, besucht am 13.4.2020.

5 Aargauer Zeitung vom 18. Januar 2020, «IV-Gutachten: Bundesamt
pfeift grösste Schweizer Abklärungsfirma zurück» <www.aargauer
zeitung.ch/schweiz/iv-gutachten-bundesamt-pfeift-groesste-schwei
zer-abklaerungsfirma-zurueck-136241344>, besucht am 13.4.2020.
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legung wirft interessante Fragen auf. die in Zukunft
noch weiterzuverfolgen sind.6

Vor diesem Hintergrund stellt sich dem kritischen Be­
trachter einmal mehr die Frage, ob die ergebnisoffene
Prüfung jedes Leistungsfalles (und damit die Geset­
zesverwirklichung) immer noch (nicht) gewährleistet
ist - oder ist allenfalls das «Märchen» vom Sparauftrag
der IV7 und der damit verbundenen Implikationen am
Ende doch «based on a true story»?

Klar ist jedenfalls, dass die Thematik der versiche­
rungsmedizinischen Gutachten und ihre Vergabe un­
gebrochen brisant und praxisrelevant sind. Dies gilt
umso mehr, als gemäss Botschaft zur «Weiterentwick­
lung der IV» (Geschäftsnummer 17.022) mit der Revi­
sion von Art. 44 ATSG die bundesgerichtliche Recht­
sprechung betreffend ein faires Abklärungsverfahren
gemäss BGE 137 V 210 und 139 V 349 kodifiziert
werden soll.8 Dieser wird somit auch künftig noch Be­
deutung zukommen.

Weiss kommt in seinem Beitrag im Wesentlichen zum
Fazit, dass gemäss dieser Rechtsprechung kein An­
spruch auf eine konsensorientierte Gutachtensvergabe
bestehe. Der entsprechende Passus in BGE 137 V 210
müsse als Versehen des Bundesgerichts, welches in der
Folge korrigiert worden sei, aufgefasst werden. Ziel sei
bloss gewesen, durch den (unverbindlichen) Aufruf zur
Einigung ein formalisiertes Verfahren zu vermeiden
(S. 55).

Damit wird zum einen der Verfahrensgerechtigkeits­
gehalt von BGE 137 V 210 verkannt. Der Grundtenor
von BGE 137 V 210 war nach Leseart des Schreiben­
den nicht das formlose oder unkomplizierte, sondern
das faire Verfahren (vgl. die Regesten).9 Hätte das Bun­
desgericht bloss ein «formalisiertes, verkompliziertes
und in die Länge gezogenes Sozialversicherungsver­
fahren» vermeiden wollen, hätte es sich angeboten,
für die Anordnung einer Begutachtung weiterhin eine
blosse Mitteilung genügen zu lassen. Ebenso hätte die
Schaffung der blossen formellen Anfechtbarkeit ohne
dazugehörige inhaltliche Anfechtungsgründe wenig
Sinn ergeben. Das Bundesgericht hat ein Festhalten an
der bisherigen Rechtsprechung in Anbetracht der ver­
änderten äusseren Verhältnisse (spürbare Verschlech­

6 Martin Hablützel, «IV-Gutachter sind Beamte» <www.schaden
anwaelte.ch/2020/04/15/iv-gutachter-sind-beamte/>, besucht am
15.4.2020.

7 Verneinend bspw. Raphael Cupa, Art. 44 E-ATSG - die verpasste
Chance, Jusletter vom 20. Mai 2019, Rz. 16 ff.

8 BBI 2017 2621,2626 f. und 2683 f.
9 Ausführlich dazu auch Andreas Traub als Gerichtsschreiber die­

ses Entscheids anlässlich der asim-Fortbildung vom 16. November
2011, abrufbar im Fortbildungsarchiv auf der asim-Homepage <www.
unispital-basel.ch/ueber-uns/bereiche/medizin/kliniken-institute-
abteilungen/asim-versicherungsmedizin>, besucht am 13.4.2020.

terung der Chancen für eine durchgehende Gewähr­
leistung der Ordnungsmässigkeit und Regelhaftigkeit
der MEDAS-Begutachtungen) und unter Berücksichti­
gung der latent vorhandenen systemischen Gefährdun­
gen (Beeinflussung der Aufgabenerfüllung durch Ge­
winnorientierung in Verbindung mit einer allfälligen
Erwartung der Auftraggeberin) abgelehnt (E. 3.4.2.6)
und Korrekturen vorgenommen. So hat es unter ex­
pliziter Bezugnahme auf die latente Gefährdung der
Verfahrensfairness ausgeführt, dass den besonderen
Umständen bei den versicherungsmedizinischen Gut­
achten prozessrechtlich in ähnlicher Weise Rechnung
zu tragen sei, wie eine ausgeprägte Unbestimmtheit
von Normen durch verfahrensrechtliche Garantien
kompensiert werden solle (E. 2.5). Aufgrund der kon-
ventions- und verfassungsrechtlichen Anforderun­
gen an ein faires Verfahren und der realen Umstände
(E. 2.4) wurde für die Gutachtensvergabe daher das
Zufallsprinzip (E. 3.1.1 f.) und das Einigungsverfah­
ren (E. 1.3.3) eingeführt. Daraus ergibt sich auch die
von Weiss verneinte Rechtsgrundlage für einen An­
spruch auf eine entsprechende Gutachtensvergabe.10
Das Bundesgericht hat vor zehn Jahren zu Recht fest­
gestellt, dass ein faires Verfahren nicht immer vom
Himmel fällt, sondern dieser Anspruch gegebenenfalls
mit Verfahrenskorrekturen aktiv verwirklicht werden
muss. Betrachtet man die einleitend erwähnten jüngs­
ten «News» zur IV, dürfte dieses Fazit auch heute noch
gelten.

Zum anderen schreibt Weiss der Folgerechtsprechung
zum «MEDAS-Entscheid» eine Eindeutigkeit zu, die
der Schreibende nicht erkennen kann. Tatsächlich sind
zu BGE 137 V 210 diverse Folgeurteile ergangen, die
den Anwendungsbereich des Einigungsverfahrens bei
mono- und bidisziplinären Gutachten betrafen.11 Aus
Sicht des Schreibenden wurde dabei leider etwas Un­
klarheit geschaffen, aber die Idee des Einigungsver­
fahrens letztlich immer wieder bestätigt. Unabhängig
davon hat sich in der Praxis wenigstens teilweise eine
unkomplizierte und begrüssenswerte Handhabung die­
ses Konzeptes ergeben.

- Nach dem Grundpostulat des Einigungsversuchs in
BGE 137 V 210 E. 3.1.3 als allgemeine Massnah­
me zur Stärkung der verfahrensmässigen Waffen-

10 Für das Einigungsverfahren kann kumulativ auch das Recht auf Ge­
genvorschläge gemäss Art. 44 Abs. 2 ATSG herangezogen werden;
solche Vorschläge bewirken, dass sich der Versicherungsträger
bei der Vergabe ernsthaft mit den Argumenten der versicherten
Person auseinanderzusetzen und den Auftrag allenfalls anderwei­
tig zu vergeben hat, vgl. das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
C-1442/2013 vom 26. Januar 2015 E. 7.2 sowie die Literaturangaben
bei Weiss, Fn. 34.

” Ausführlich dazu Massimo Aliotta, Begutachtungen im Bundes­
sozialversicherungsrecht, Diss. Zürich 2017,333 ff.

214 2/2020 HAVE/REAS

http://www.schaden


Reactions

gleichheit wurde er in BGE 138 V 271 E. 3.4 (ohne
Auseinandersetzung mit BGE 137 V 210) als blos­
se «Obliegenheit» bezeichnet. Gleichzeitig wurde
es als fraglich erachtet, dass trotz fehlender materi­
eller oder formeller Einwendungen ein Einigungs­
versuch unterblieb (E. 2.2 und 3.4). Damit wurde
der generelle Anwendungsbereich gemäss BGE
137 V 210 bestätigt, aber der Einigungsversuch zur
Obliegenheit erklärt.

- Im oft zitierten BGE 139 V 349 wurde dann fest­
gehalten, der Einigungsversuch bedeute kein Veto­
recht der versicherten Person (E. 5.2.1). Für die
polydisziplinären Gutachten wurde sodann wieder­
holt, dass diese zuerst immer nach Zufallsprinzip
zu vergeben seien, die Auslosung in einem zwei­
ten Schritt aber bei stichhaltigen Einwendungen zu
wiederholen oder modifizieren sei (E. 5.2.1). Das
Zufallsprinzip neutralisiere - zusammen mit den
weiteren Vorgaben nach BGE 137 V 210 - nur ge­
nerelle, aus den Rahmenbedingungen des Gutach­
terwesens fliessende Abhängigkeits- und Befangen­
heitsbefürchtungen. Bei mono- und bidisziplinären
Begutachtungen müsse dasselbe Ziel, soweit nicht
im konkreten Einzelfall formelle Ausstandsgründe
bestünden, über die in BGE 137 V 210 vorgesehe­
nen verfahrensrechtlichen Rahmenbedingungen der
Auftragsvergabe verfolgt werden (E. 5.2.2.1). Statt
eines dementsprechend analog Zufallsprinzip zwei­
stufigen Ablaufs wurde aber ohne Auseinanderset­
zung mit den beiden Vorentscheiden und ohne Be­
gründung ein einstufiges Verfahren, beschränkt auf
«zulässige Einwendungen», erwogen (E. 5.2.2.3),
weiter ohne diese scharf zu definieren. In einer spä­
teren Erwägung wurde dem entgegenstehend wie­
der unterstrichen, dass mangels Zufallsvergabe die
Beachtung der Verfahrensgarantien bei mono- und
bidisziplinären Expertisen, welche nicht als Vehi­
kel zur Umgehung des zufallsbasierten MEDAS-
Zuweisungssystems missbraucht werden dürften,
umso wichtiger sei; soweit vom Grundmodell der
zufallsvergebenen polydisziplinären Begutachtung
ausnahmsweise abgewichen werden solle, sei zwin­
gend ein Einigungsversuch durchzufuhren (E. 5.4,
hier also wieder ohne Einschränkung). Das müsste
nach Auffassung des Schreibenden im Zusammen­
spiel mit den zwei früheren amtlich publizierten
Entscheiden konsequenterweise heissen, dass es
doch nicht nur um eine Obliegenheit geht und dem
Einigungsversuch ein hoher Stellenwert beizumes­
sen ist, widrigenfalls eine missbräuchliche Umge­
hung der Zufallszuteilung drohen könnte.

- Im Urteil 8C_227/2013 vom 22. August 2013 wur­
de mit Hinweis auf BGE 139 V 349 sodann erwo­
gen, dass unzureichende Bemühungen um eine
Einigung vor der kantonalen Beschwerdeinstanz
gerügt werden könnten. Damit müsste eine Qualifi­
kation als blosse Obliegenheit verneint werden.

- Im Urteil 8C_557/2014 vom 18. November 2014
E. 5.2.1 wurde - im Zusammenhang mit der Not­
wendigkeit einer anwaltlichen Vertretung im Ver­
waltungsverfahren - mit Hinweis auf BGE 139
V 349 bestätigt, dass dort, wo die zufallsbasierte
Zuweisung zu einer Gutachterstelle nicht zur An­
wendung gelange, die prozessuale Chancengleich­
heit besonders bedeutsam erscheine. Da sich die
IV-Stelle mit dem Rechtsvertreter der Versicherten
unter Wahrung der praxisgemäss zu gewährleisten­
den Partizipationsrechte konsensorientiert geeinigt
habe, sei eine anwaltliche Vertretung als notwendig
zu erachten. Dem Sachverhalt des Urteils sind in
diesem Zusammenhang keine besonderen Einwen­
dungen zu entnehmen, was wiederum auf ein wei­
tes Verständnis dieser Partizipationsrechte schlies­
sen lassen würde.

- Im Urteil 9C_401/2015 vom 30. Juni 2015 E. 3 hat
das Bundesgericht schliesslich ausgefiihrt, die IV-
Stelle könne zu einem Einigungsversuch verpflich­
tet werden, wenn ein konsensorientiertes Vorgehen
angezeigt sei (mit Verweis auf diejenige Erwägung
von BGE 139 V 349, wonach ein Einigungsversuch
allgemein dann stattfinden solle, wenn ausnahms­
weise keine polydisziplinäre Begutachtung durch­
geführt werde) und soweit zulässige oder stichhalti­
ge Einwände vorgebracht würden (ohne Definition
des neuen Begriffs der «stichhaltigen Einwände»).
Auch dies ist ein ambivalenter Entscheid, würde
aber sicher gegen eine Obliegenheit sprechen.

Daraus zeigt sich, dass das Bundesgericht auch nach
BGE 139 V 349 grundsätzlich am Einigungsver­
fahren festgehalten hat. Das ergibt Sinn, bedeutet
doch die Verneinung der «so weitgehenden Priori­
sierung der einvernehmlichen Gutachtenseinholung»
i.S. eines Vetorechts der versicherten Person (E. 5.2.1)
nicht automatisch die komplette Aufgabe der einver­
nehmlichen Gutachtenseinholung. Nimmt man die in
SuisseMED@P und kantonalen etc. Listen implizierte
Prämisse, dass die teilnehmenden Gutachtenspersonen
allesamt gleich taugliche Experten darstellen (weshalb
man den Auftrag per Zufall vergeben kann bzw. die
Person auf die Liste aufgenommen wird) ernst, dürfte
es dem ergebnisoffenen Versicherungsträger letztlich
ohnehin gleichgültig sein, welche dieser Personen das
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Gutachten erstellt, sodass zumindest eine ernsthafte
Auseinandersetzung mit den Vorbringen und Vorschlä­
gen der versicherten Person angezeigt ist (soweit die­
se das Verfahren nicht mit untauglichen Eingaben etc.
stört). Das entspricht auch der erwähnten entstandenen
Praxis in verschiedenen Kantonen bzw. bei verschiede­
nen Versicherungsträgem.12

Eine abschliessende Antwort zum Anwendungsbereich
des Einigungsverfahrens lässt sich nach Auflassung
des Schreibenden aus BGE 142 V 551 E. 73.2.3 ablei­
ten. Dort hat das Bundesgericht nun zu guter Letzt das
Einigungsverfahren als zur Zufallsvergabe gleichwer­
tige Massnahme zur Sicherung eines fairen Verfahrens
erklärt. Unter Berücksichtigung von Beginn (BGE 137
V 210) und Ende der Überlegung (BGE 142 V 551)
ergibt sich im Gesamtzusammenhang nur folgender
Schluss:

- Mit BGE 137 V 210 hat das Bundesgericht erkannt,
dass generelle, aus den Rahmenbedingungen des
Gutachterwesens fliessende Abhängigkeits- und
Befangenheitsbefürchtungen bestehen. Diese wur­
den als so ernsthaft gewichtet, dass daraufhin das
Gutachtensvergabesystem grundlegend umgestal­
tet wurde. Es ist aufgrund der eingangs genannten
Tatsachen wie auch weiterer diesbezüglicher Um­
stände davon auszugehen, dass diese Befürchtun­
gen auch heute noch im Raum stehen müssen. Dies
gilt umso mehr, als nun auch der Gesetzgeber im
Rahmen der «Weiterentwicklung der IV» einen er­
heblichen Handlungsbedarf erkannt hat.

- Für die polydisziplinären Gutachten wurde die
freie Vergabe komplett aufgehoben und durch die
Zufallszuweisung ersetzt. Diese soll die generellen
Befürchtungen neutralisieren und kommt somit
stets und losgelöst von konkreten Einwendungen
etc. zum Zuge. Unabhängig davon können in einem
weiteren Schritt zusätzlich Einwendungen im kon­
kreten Einzelfall geltend gemacht werden.

- Gemäss BGE 142 V 551 gibt cs ein zweites, zu die­
sem Modus gleichwertiges System zur Neutralisie­
rung genereller Befürchtungen bei den mono- und
bidisziplinären Begutachtungen, nämlich das Eini­
gungsverfahren.

12 Bspw. Prüfung, ob die von der versicherten Person vorgeschlagenen
Gutachter die Anforderungen des Versicherungsträgers erfüllen, Ab­
lehnung nur mit entsprechender Begründung (Urteil des Kantonsge­
richts des Kantons Basel-Landschaft 725 14 201/264 vom 31. Oktober
2014 E. 2.2 f. m.w.H.; ähnlich das Urteil des Versicherungsgerichts des
Kantons St.Gallen IV 2012/412 vom 5. Juli 2013 E. 1.6 ff.); öffentliche
Gutachterliste, aus welcher Vorschläge gemacht werden können,
welche praxisgemäss berücksichtigt werden (IV-Stelle Zürich,
<www.svazurich.ch/dam/doku/Externe_Gutachterinnen_Gutachter.
pdf>, besucht am 13.4.2020; ähnlich die IV-Stelle Aargau); grundsätz­
lich konsensorientiertes Vorgehen verschiedener UVG-Versicherer.

- Wenn Gleiches nach Massgabe seiner Gleich­
heit gleichzubehandeln ist, folgt daraus, dass die
Modalitäten des Zufallsprinzips somit auch für das
Einigungsprinzip bei mono- oder bidisziplinären
Gutachten gelten (zunächst obligatorischer Eini­
gungsversuch zur Beseitigung genereller Abhän­
gigkeitsbefürchtungen in allen Fällen und sodann
Prüfung von Einwendungen im konkreten Ein-
zelfall13). Die Rechtsfolgen eines verweigerten
Einigungsversuchs sind daher nach Auffassung
des Schreibenden dieselben wie diejenigen einer
verweigerten Zufallszuweisung, nämlich die Auf­
hebung der Zwischenverfugung und Rückweisung
der Angelegenheit an den Versicherungsträger zur
Durchführung eines korrekten Vergabeverfahrens.14
So schliesst sich der Kreis zu BGE 137 V 210 und
den dortigen Erwägungen zur Verfahrensfairness,
welche überhaupt zur Einführung der beiden Kor­
rektive geführt haben.

Die von Weiss vertretene Leseart der ambivalenten
Rechtsprechung, nach welcher der Einigungsversuch
auf qualifizierte Einwendungen beschränkt sein müsse
und damit in der Praxis faktisch keinen Anwendungs­
bereich habe (S. 54 fi), lässt sich in diesen Zusammen­
hang schlecht einordnen. Der Widerspruch, dass zwei
aus dem gleichen Recht auf ein faires Verfahren abge­
leitete Massnahmen gleichwertig sein sollen, die eine
aber gewissermassen als toter Buchstabe nie greift,
während die andere dafür immer und unabhängig vom
Einzel fall anwendbar ist, ist aus Sicht des Schreiben­
den nicht lösbar. Ein solches Verständnis widerspricht
der Logik des Gesamtsystems der Gutachtensvergabe
und ihrer verfassungs- und konventionsrechtlichen
Problematik. Dies gilt umso mehr, als das Bundesge­
richt in BGE 139 V 349 E. 4 festgehalten hat, dass ein
einheitlicher Verfahrensstandard anzustreben sei, wid­
rigenfalls ein Anreiz geschaffen werde, auf mono- und
bidisziplinäre Gutachten auszuweichen. Die einzelnen
Vorkehren nach BGE 137 V 210 müssten stets im Ver­
bund wirksam werden und die einvernehmliche Gut­
achterbestellung habe dort besondere Bedeutung, wo
keine Zufallsvergabe erfolge (bestätigt in BGE 142 V
551 E. 7.3.23). Soweit aus der bundesgerichtlichen
Rechtsprechung bisher gewisse Unklarheit resultiert
ist, gibt es vor diesem Hintergrund keine überzeu­
genden Gründe, sie dergestalt aufzulösen, dass im

13 Etwa wenn sich die Beteiligten auf ein Gutachtensinstitut geeinigt
haben, ein Gutachter dann aber kurzfristig ausgewechselt wird.

14 Vgl. z.B. das Urteil des Sozialversicherungsgerichts des Kantons
Zürich IV.2014.00914 vom 27. Februar 2015 E. 3 sowie das Urteil des
Kantonsgerichts des Kantons Basel-Landschaft 725 14 201/264 vom
31. Oktober 2014.
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Reactions

unterschwellig immer als für die Fairness gefährlicher
erachteten Bereich der mono- und bidisziplinären Gut­
achtensvergabe die verfahrensrechtlichen Korrektive
faktisch auf null reduziert würden, während die ge­
fährdenden Umstände usw. unverändert fortbestehen.
Einem solchen Ergebnis fehlt die innere Stimmigkeit.

Am Rande bedacht sei zudem, dass die Reduktion des
Einigungsversuchs u.a. auf formelle Einwendungen,
d.h. gesetzliche Ausstandsgründe, mit der Regelung
zum Ausstand (z.B. Art. 36 ATSG) in Konflikt tritt. Lie­
gen Umstände vor, die den Anschein der Befangenheit
und die Gefahr der Voreingenommenheit zu begründen
vermögen, so hat die betroffene Person direkt in den
Ausstand zu treten (unabhängig davon, ob hierüber ein
Konsens besteht).

Zusammenfassend sind die Zufallsvergabe und das
Einigungsverfahren vom Bundesgericht namentlich
aus dem Anspruch auf ein faires Verfahren abgeleitete
Korrektive in einem hochsensiblen Bereich. Aufgrund
der in der amtlichen Praxis immer wieder betonten
Angleichungsbedürftigkeit und der jüngst ausdrück­
lich erklärten Gleichwertigkeit beider Modalitäten 

müssen konsequenterweise beide Systeme möglichst
gleichartig zur Anwendung gelangen. Umgekehrt
muss dies ebenso konsequenterweise ausschliessen,
dass eines der Korrektive stets und das andere prak­
tisch nie wirksam wird. Neben diesen Aspekten ist
auch festzustellen, dass kaum je ein Argument in der
Sache vorgebracht wurde, weshalb ein Einigungsver­
fahren inhaltlich abzulehnen sei. Es gibt diverse und
grosse Versicherungsträger, welche die Partizipations­
rechte in der Praxis unkompliziert und ohne grosse
Weiterungen umsetzen sowie um einen transparenten
Verfahrensgang bemüht sind. Das ist sehr zu begrüssen.
Umso mehr erstaunt es dann, dass sich andere Betei­
ligte offenbar hartnäckig gegen einen Modus sträuben,
der auch in sich durchaus vernünftig scheint15, statt
sich einen Schritt zu bewegen und dazu beizutragen,
das durch die eingangs beschriebenen Umstände sowie
die längere Dauerkontroverse um Fairness etc. in den
Sozialversicherungen angeschlagene Vertrauen in die­
selben16 wieder zu fördern. Das läge nach Auffassung
des Schreibenden wohl auch in ihrem eigenen Interes­
se, weshalb das Ausbleiben solcher Bemühungen sehr
zu bedauern ist.

15 Vgl. die Überlegungen in BGE 137 V 210 E. 3.1.3 und 3.4.2.6; Urteil des
Versicherungsgerichts des Kantons St. Gallen IV 2012/412 vom 5. Juli
2013 E. 1.6.2, welche diesbezüglich nach wie vor Gültigkeit hat; Girön

(Fn. 1), Rz. 56 ff. m.w.H.
16 Cupa (Fn. 7), Rz. 25.
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